
heit unproblematisch und ohne Schwierigkeiten zu haben sind. 
Das brachte uns den Vorwurf ein, wir würden Angst erzeugen 
und die Einheitsbestrebungen bremsen, und es brachte uns um 
Wählerstimmen. Wir waren aber von Anfang an für die Einheit, 
hielten sie trotz aller Schwierigkeiten für machbar und sind nach 
wie vor der Meinung, daß sie für alle Bürgerinnen und Bürger 
der DDR am Ende die beste Lösung ist.

(Beifall bei der SPD)

Diejenigen, die uns wählten, und viele andere auch waren und 
sind ebenso für die Einheit und sind bereit, dafür Schwierigkei­
ten in Kauf zu nehmen. Aber, meine Damen und Herren, es muß 
abzusehen sein, daß diejenigen, die jetzt die Schwierigkeiten auf 
sich nehmen, in absehbarer Zeit durch bessere Lebensbedin­
gungen belohnt werden. Die augenblickliche Situation ist aber 
die, daß viele von denen, die an unserer wirtschaftlichen Situa­
tion Mitschuld tragen, in ihren Bestrebungen, Jungunterneh­
mer oder Topmanager zu werden, erfolgreich zu sein scheinen, 
während denen, die früher schon nichts zu sagen hatten und 
machtlos den Entscheidungen derselben, die sich damals noch 
„sozialistische Leiter“ nannten, ausgeliefert waren, jetzt die Ar­
beitslosigkeit droht.

(Beifall,vor allem bei der SPD)

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Situation besteht
i.ngender Handlungsbedarf. Bestehende Gewerkschaften ha- 

_jn noch längst nicht das Vertrauen der Mehrheit der Arbeit­
nehmer zurückgewonnen. Neue Gewerkschaften gründen sich 
vereinzelt und sind noch schwach. Betriebsräte existieren zum 
Teil, aber ohne gesetzliche Grundlagen. Täglich erreichen uns 
Briefe, in denen wir aufgefordert werden, endlich die Gesetzge­
bung zu Mitbestimmung, Betriebsverfassung, Tarifrecht und 
Kündigungsschutz zu initiieren.

Das uns heute eingebrachte Mantelgesetz enthält in seinem 
die Sozialunion betreffenden Teil genau die eben von mir ge­
nannten Gesetze. Sie sind in der Form, in der sie hier vorliegen, 
das Ergebnis jahrzehntelanger Anstrengungen der bundesdeut­
schen Arbeitnehmer, ihre Interessen zu sichern. Und, meine Da­
men und Herren, so schlecht können diese Gesetze nicht sein, 
denn kein westdeutscher Arbeitnehmer, ja nicht einmal ein Ar­
beitsloser ist in den zurückliegenden Jahren in die DDR ausge­
reist.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Trotzdem gibt es auch in der Bundesrepublik Stimmen, die 
darauf hinweisen, daß Teile dieser Gesetze reformbedürftig 
■"'nd. Auch wir meinen, daß bei der detaillierten Diskussion An- 

^.ssungsbedarf an unsere konkrete Situation deutlich wird. Die­
se Anpassung vorzunehmen ist unsere Aufgabe in den Aus­
schüssen.

Aber, meine Damen und Herren, wir stehen bei der Einfüh­
rung dieser Gesetze unter großem Zeitdruck, unter einem Zeit­
druck, der uns nicht durch die Bundesregierung oder durch den 
Wunsch nach schneller Einführung der D-Mark auferlegt wurde, 
sondern unter einem Zeitdruck, den die Arbeitnehmer der DDR 
fordern,

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

die sich bei der Durchsetzung ihrer Interessen immer mehr in ei­
nem rechtsfreien Raum sehen. Nur die schnelle Einführung von 
Gesetzen zu Mitbestimmung, Betriebsverfassung, Tarifrecht 
und Kündigungsschutz können Willkürentscheidungen von zu 
kapitalistischen Jungunternehmern avancierten ehemaligen 
stalinistischen Funktionären ein Ende setzen.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Die Annahme des Mantelgesetzes nach der Bearbeitung in 
den Ausschüssen legitimiert die bereits vor Inkrafttreten nach 
demokratischen Grundsätzen gewählten Betriebsräte. Und ich 
verstehe hierunter Betriebsräte und nicht BGLs, die ohnehin ju­

ristisch legitimiert sind, aber deren Legitimation dem Arbeit­
nehmer gegenüber fragwürdig geworden ist.

(Beifall bei SPD, CDU/DA und DSU)

Unser heutiges Votum wird nicht ohne Einfluß auf die Positio­
nen dieser inzwischen auch ohne Rechtsgrundlage geschaffe­
nen Betriebsräte sein.

Meine Damen und Herren! Wir alle sind unter großem Zeitdruck 
und kennen, da wir die Unterlagen erst gestern bekommen haben, 
die Gesetze, die mit dem Mantelgesetz anzunehmen sind, nur teil­
weise. Meine Ausführungen sollen sich jetzt ausschließlich auf die 
Gesetze zur Sozialunion, also die Gesetze zur Mitbestimmung, Be­
triebsverfassung, Kündigungsschutz und Tarifrecht beziehen. 
Ich möchte Ihnen allen aus der Verantwortung für unsere Arbeit­
nehmer heraus eindringlich empfehlen, dieses Gesetz an die Aus­
schüsse zu verweisen, dort konstruktiv zu bearbeiten und unseren 
Arbeitnehmern schnell die Gesetze zukommen zu lassen, die ih­
nen endlich wieder Rechtssicherheit geben.

(Beifall, vor allem bei SPD, CDU/DA und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Wietschel. - Mir liegen weite­
re Wortmeldungen nicht vor. Wir kommen damit zur Abstim­
mung über den Vorschlag des Präsidiums, die Drucksache Nr. 29 
außer an den Ausschuß Wahlprüfung, Geschäftsordnung und 
Immunität sowie den Petitionsausschuß an alle Ausschüsse un­
ter Federführung des Rechtsausschusses zu überweisen. Wer 
diesem Vorschlag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke. Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Danke. Damit 
ist der Vorschlag mit Mehrheit angenommen.

Ich rufe nun die Punkte 2 bis 5 der Tagesordnung auf:

2. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik
- Gesetz über die Grundsätze des Finanzwesens der Deut­
schen Demokratischen Republik
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 47),

verbunden mit

3. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik
- Gesetz über den Rechnungshof der Republik 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 48)

und mit

4. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik
-Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts der Re­
publik und der Länder in der Deutschen Demokratischen 
Republik (Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG)
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 49)

sowie mit

5. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik
- Gesetz über die Haushaltsordnung der Republik 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 50).

Die Tagesordnungspunkte 2 bis 5 werden in 1. Lesung zu­
sammengefaßt vom Minister der Finanzen, Herrn Dr. Walter 
Romberg, begründet. Bitte, Herr Minister.

Dr. Romberg, Minister der Finanzen:

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Ihnen liegen heute 
eine Reihe wichtiger Gesetzentwürfe zur Beratung vor, die das
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